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Geopolitische Dimensionen 
der Energiewende
Der Krieg in der Ukraine hat in Europa Bestrebungen zu mehr  
Unabhängigkeit von russischen fossilen Energieträgern verstärkt. 
Damit haben Ambitionen hin zu mehr erneuerbaren Energiequellen 
politische Dringlichkeit bekommen. Für diese angestrebte Energie-
wende wird der Zugang zu Rohstoffen zentral sein und könnte zu 
einer neuen Dimension des geopolitischen Wettbewerbs werden.

Julian Kamasa

Der erforderliche Umstieg von fossilen 
Energieträgern wie Erdgas, Erdöl oder 
Kohle auf erneuerbare Energiequellen hat 
im Kontext des Klimawandels in weiten 
Teilen der Welt seit geraumer Zeit einen 
erhöhten Handlungsdruck auf politischer, 
wirtschaftlicher und gesellschaftlicher 
Ebene erwirkt. Die Internationale Ener-
gieagentur und der Weltklimarat schätzen, 
dass Netto-Null-Emissionen bis 2050 den 
Temperaturanstieg auf 1.5 Grad Celsius 
eindämmen dürften. Ein Netto-Null-Sze-
nario würde bedeuten, dass der Anteil von 
Wind- und Solarenergie bei 70 Prozent 
am primären Energieverbrauch sein müss-
te. Im Jahr 2020 lag der Anteil dieser Ener-
giequellen bei neun Prozent, was das Aus-
mass der Energiewende eindrücklich 
aufzeigt. Konkrete Bestrebungen hin zu 
sauberer Energie oder nachhaltigeren Mo-
bilitätsformen sind seit einigen Jahren ver-
mehrt zu beobachten. Unterdessen sind sie 
auch rentabel geworden. 

Die sogenannte Energiewende hat indes 
auch aufgrund des russischen Kriegs in der 
Ukraine vor allem in Europa neu an Dring-
lichkeit gewonnen. Die starke Abhängig-
keit von russischem Gas und Öl ist nicht 
nur Bestandteil der Klima-, sondern auch 
der Sicherheitspolitik geworden. Konkret 
geht es darum, einerseits Einnahmequellen 
des russischen Staats drastisch zu reduzie-
ren und andererseits politische Erpressbar-
keit aufgrund hoher Energieabhängigkei-

ten zu minimieren. Folglich hat die 
EU-Kommissionspräsidentin Ursula von 
der Leyen Mitte Mai 2022 bekräftigt, die 
Verringerung von Energieimporten aus 
Russland mit einem Ausbau an erneuerba-
ren Energiequellen verknüpfen zu wollen. 
Auch wird auf EU-Ebene darüber disku-
tiert, welche Rolle die Kernkraft im künfti-
gen Energiemix spielen soll.

Eine Energiewende als integraler Bestand-
teil der sicherheitspolitischen Zeitenwende 

wird ohne Zugang zu essenziellen Roh-
stoffen nicht möglich sein, da diese unver-
zichtbare Bestandteile der auf Lithium-
Ionen-Batterien basierenden 
Elektromobilität und diverser Antriebs- 
und Steuerungssysteme für die Energie-
produktion aus erneuerbaren Energiequel-
len sind. Die Nachfrage nach Rohstoffen 
wie Kobalt, Lithium, Grafit, Silizium und 
Metallen seltener Erden (REE), die in ei-
nem Klima fragiler globaler Lieferketten 
grossmehrheitlich ausserhalb Europas ab-

Windturbinen im Offshore-Windpark Saint-Nazaire vor der Küste Frankreichs, 9. Juni 2022.  
Stephane Mahe / Reuters
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gebaut werden, dürfte stark ansteigen. Die 
grössten Vorkommen finden sich derzeit in 
Afrika, Südamerika und vor allem in Chi-
na. Dies ist für europäische Staaten ein Di-
lemma, da es kaum zielführend sein kann, 
Gas und Öl aus einer kriegsführenden Au-
tokratie in grossem Stil durch Rohstoffe 
aus China, das immer offener militärische 
Expansionspläne hegt, zu ersetzen. Für die 
EU geht es im Wesentlichen darum, Ab-
hängigkeiten von aggressiven Autokratien 
durch Diversifizierung und Zusammenar-
beit mit strategischen Partnern zu reduzie-
ren, um die hochgesteckten Ziele der Kli-
ma- und Geopolitik zu erreichen.

EU-Ansätze der Dekarbonisierung
Die EU-Kommission hat im Dezember 
2019 den sogenannten «europäischen Grü-
nen Deal» vorgestellt, der einen umfassen-
den Fahrplan darstellt, um bis 2050 keine 
Treibhausgase mehr auszustossen. Das er-
klärte Ziel ist dabei auch, der erste kli-
maneutrale Kontinent zu werden. Dieses 
Bestreben bedingt Massnahmen in allen 
Wirtschaftszweigen und sämtlichen Poli-
tikfeldern. Alle EU-Mitgliedstaaten haben 
sich dazu verpflichtet, bis 2030 die Emissi-
onen gegenüber 1990 um 55 Prozent zu 
senken und zu diesem Zwischenziel kon-
krete Umsetzungsmassnahmen zu erfüllen. 
Diese umfassen unter anderem die Verrin-
gerung der Emissionen im Verkehr, Schaf-
fen neuer grüner Arbeitsplätze im Kontext 
einer dritten industriellen Revolution, Er-
höhung des Anteils erneuerbarer Energien 
auf 40 Prozent und Verringerung der 
Energieabhängigkeit von Drittstaaten. 

Der europäische grüne Deal ist damit ein 
sehr ambitioniertes Vorhaben, welches eine 
weitreichende Transformation von Wirt-
schaft und Gesellschaft darstellt. Diese 
Ziele sollen mit öffentlichen, aber auch mit 
privaten Investitionen erreicht werden. Im 
Zuge des Corona-Aufbaupakets NextGe-
nerationEU sollen rund 600 Mrd. EUR in 
den europäischen Grünen Deal fliessen. Im 
Kontext des russischen Angriffs auf die 
Ukraine steht allerdings kurz- und wohl 
auch mittelfristig die Versorgungssicher-
heit im Fokus. So hat die EU-Kommission 
eine gemeinsame Gasbeschaffung und ver-
bindliche Mindestziele für Gasspeicher 
vorgeschlagen. 

In diesem Kontext hat die EU-Kommissi-
on Mitte Mai 2022 den Plan RePowerEU 
vorgestellt, der im Wesentlichen die Re-
duktion russischer Energieimporte mit 
drei Schwerpunkten verknüpft: dem Aus-
bau erneuerbarer Energiequellen; Energie-
sparmassnahmen; Diversifizierung von 

Energieimporten. Dafür sollen bis 2027 
total 210 Mrd. EUR investiert werden, um 
die jährlichen Ausgaben von 100 Mrd. 
EUR für Energieimporte aus Russland zu 
beseitigen. Energiesparmassnahmen und 
Diversifizierung von Energieimporten zie-
len kaum auf eine nachhaltige Energie-
wende durch Dekarbonisierung ab. Hier 
geht es in erster Linie darum, fossile Ener-
gieträger aus einer anderen Quelle zu be-
schaffen und gleichzeitig durch einen spar-
sameren Umgang mit Erdöl und -gas 
potenziellen Versorgungsengpässen entge-
genzuwirken. Interessant ist indes, dass die 
Ziele des europäischen Grünen Deal nach 
oben korrigiert werden. 

Konkret soll der Anteil erneuerbarer Ener-
gien bis im Jahr 2030 neu 45 statt bisher 40 
Prozent betragen. Dies soll unter anderem 
durch eine Verdoppelung der Solarenergie 
bis 2025 geschehen. Auch soll die Ge-

schwindigkeit des Ausbaus von Wärme-
pumpen verdoppelt werden. Bis 2030 soll 
die EU 10 Millionen Tonnen Wasserstoff 
aus erneuerbaren Energiequellen selbst 
produzieren können und dieselbe Menge 
importieren, um Erdöl, -gas und Kohle in 
Industrie und Verkehr zu ersetzen. Für die-
se ambitionierten Vorhaben sollen zudem 
bürokratische Hürden abgebaut und Be-
willigungsprozesse beschleunigt und ver-
einfacht werden.

An der Bürokratie und dem Ambitionsni-
veau dürfte die europäische Energiewende 
wohl eher nicht scheitern. Die grösste He-

rausforderung dürfte ausserhalb des Konti-
nents liegen. Dies, weil ein grossflächiger 
Ausbau erneuerbarer Energiequellen in 
Kombination mit einem Umstieg von Ver-
brennungsmotoren auf batteriebetriebene 
Mobilität eine weitreichende Transforma-
tion ist, die eine Anpassung der Aussen-
handelsstrategien erfordert. Beziehungen 
zu Staaten dürften wichtig sein, welche 
reich an Rohstoffen sind, die für die Ener-
giewende essenziell sind. 

Bedeutung kritischer Rohstoffe
Die EU führt seit 2011 eine Liste mit 
Rohstoffen, die aufgrund ihrer wirtschaft-
lichen Bedeutung und der Tragweite von 
Versorgungsrisiken als kritisch (critical raw 
materials, CRM) eingestuft werden (siehe 
Box). 2020 befanden sich auf dieser Liste 
30 Rohstoffe und damit doppelt so viele 
wie 2011. 

Für fortschrittlichste Lithium-
Ionen-Batteriesysteme, die für 
mehr Reichweite bei der Elekt-
romobilität und auch als Strom-
speicher für Solarenergie uner-
lässlich sind, braucht es CRM 
wie Kobalt, Lithium, Titanium 
oder Niobium. Auch Grafit, 

Kupfer, Nickel, Silizium und Mangan 
dürften bald an Bedeutung gewinnen. 
Rund drei Viertel aller Batterierohstoffe 
kommen aus China, Afrika und Südameri-
ka. Die EU bezieht 68 Prozent der Kobal-
timporte aus der DR Kongo, 78 Prozent 
der Lithium-Vorkommen aus Chile und 
78 Prozent der Niobium-Einfuhren aus 
Brasilien. Titanium kommt zu 45 Prozent 
aus China. Zwei Drittel aller gefertigten 
Lithium-Ionen-Batterien kommen aus 
China. Der Marktanteil der EU beim Roh-
stoffabbau und der Batterieherstellung liegt 
bei je ein Prozent, womit die Abhängigkeit 
von China besonders stark ausgeprägt ist.

Die EU-Kommission führt seit 2011 eine Liste mit kritischen Rohstoffen, welche alle drei Jahre 
aktualisiert wird. 2020 wurden total 66 Metalle evaluiert und nach zwei zentralen Kriterien in 
kritisch und nicht-kritisch eingeteilt. Erstens analysiert die EU die wirtschaftliche Bedeutung des 
jeweiligen Rohstoffs, insbesondere im Kontext des Mehrwerts und der jeweiligen Verwendung. 
Zweitens spielt das Versorgungsausfallsrisiko eine essenzielle Rolle bei diesem Evaluationsprozess. 
Konkret geht es hier um die Konzentration des Erstangebots aus rohstoffabbauenden Staaten 
unter Beachtung der Gouvernanz-Leistung und genereller Handelsaspekte. Der Fokus liegt hierbei 
auf den Stadien Rohstoffabbau und -verarbeitung, da bei diesen Schritten das Potenzial für 
Engpässe am höchsten ist. Miteinbezogen in die Evaluation werden Substitutions- und Recycling-
möglichkeiten, welche als risikomindernd gelten. Im Vergleich zu 2017 sind Bauxit, Lithium, 
Titanium und Strontium auf der Liste, die nun 30 Rohstoffe umfasst. Sämtliche Metalle seltener 
Erden befinden sich bereits auf der Liste. Fachleute gehen davon aus, dass die EU den Umfang im 
Jahr 2023 um weitere Rohstoffe erweitern dürfte. 

Der EU-Evaluationsprozess kritischer Rohstoffe

Für die EU dürften Beziehungen 
zu Staaten wichtig sein, welche 
reich an Rohstoffen sind, die für 
die Energiewende essenziell sind. 
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Ein ähnliches Bild zeigt sich bei Brenn-
stoffzellen. Diese sind elektrochemische 
Geräte, welche Wasserstoff ohne Verbren-
nung in Elektrizität umwandeln und damit 
für emissionsfreie Mobilität und erneuer-
bare Energieerzeugung bedeutsam sind. 
Dafür werden CRM wie Kobalt, Platinum, 
Strontium oder Titanium benötigt. Ähn-
lich wie bei Lithium-Ionen-Batterien ist 
Grafit sehr wichtig. Die Bedeutung von 

Palladium dürfte aufgrund der globalen 
Vorkommen von 44 Prozent in Russland 
zunehmen. Aus Sicht der EU ist die Ab-
hängigkeit von Rohstoffen für Brennstoff-
zellen besonders stark von afrikanischen 
Staaten, welche die Hälfte der CRM-Vor-
kommen besitzen, während China mit 17 
Prozent eine kleinere, aber dennoch wich-
tige Rolle spielt. Bei der Fertigung domi-
nieren Japan und Südkorea mit 51 Prozent 
und die USA mit 48 Prozent Marktantei-
len. Die EU ist mit geringen Marktantei-
len bei der Herstellung zwar stark impor-
tabhängig, aber von strategischen Partnern, 
mit denen sie gute aussen- und sicherheits-
politische Beziehungen pflegt.

Elektromobilität und Windenergie funkti-
onieren nicht ohne Antriebssysteme. Ers-
tere benötigt einen Elektromotor, Letztere 
Generatoren für Windturbinen. Entspre-
chende Antriebssysteme basieren auf Per-
manentmagneten, dessen magnetische 
Kräfte durch Abstossung und Anziehung 
in Bewegung transformiert wird. Eine 
wichtige Rolle für Permanentmagneten 
spielen REE wie Dysprosium, Neodym 
und Praseodym, welche die EU zu 98 Pro-
zent aus China importiert. Bor, für Perma-
nentmagnete ebenfalls wichtig, kommt zu 
98 Prozent aus der Türkei. Die EU ist bei 
der Herstellung von Windturbinen mit 58 
Prozent Marktanteilen in einer guten Lage, 
aber China hat eine Monopolstellung bei 
der Herstellung von dafür benötigten Per-
manentmagneten. 

Geopolitische Dimensionen
Grundsätzlich dauert der Planungsprozess 
von der Lokalisierung von Rohstoffen bis 
zur Inbetriebnahme des Abbaus rund 15 
Jahre. Dies bedeutet, dass europäische Be-
strebungen hin zu mehr eigenen Kapazitä-
ten nicht kurzfristig umgesetzt werden 
können. Es gilt hervorzuheben, dass REE 

nicht so selten vorkommen, wie es der 
Name suggeriert. Vielmehr leitet sich die-
ser Begriff aus der Klassifizierung im Peri-
odensystem chemischer Elemente ab. 
Fachleute vermuten beispielsweise Vor-
kommen von REE in Grönland, Norwe-
gen, Schweden, Finnland, Spanien, Portu-
gal und Frankreich. Dass es in Europa 
keinen grossflächigen Abbau von CRM 
gibt, hat nicht nur mit langfristigen Pla-

nungsprozessen zu tun, sondern 
vor allem mit Umwelt- und Ar-
beitsstandards. Bei der Gewin-
nung dieser Metalle wird radio-
aktives Material freigesetzt und 
das Grundwasser stark verun-
reinigt. CRM werden daher 
eher aus Staaten importiert, wo 

Vorkommen in hoher Konzentration exis-
tieren und Umweltauflagen sowie die Si-
cherheit von Arbeitnehmenden weniger 
Gewicht haben. Dies sind unter anderem 
Staaten wie die DR Kongo für Kobalt, 
Chile für Lithium, Südafrika für Platinum, 
Russland für Palladium sowie China für 
REE, Tungsten, Titanium oder Grafit. 

Nicht nur europäische Staaten haben gro-
sses Interesse am Zugang zu diesen Roh-
stoffen, sondern auch die USA, China, Ka-
nada, Australien, Japan und Südkorea. 
Auch in China, bislang kein Vorreiter der 
Umweltpolitik, gibt es verstärkte Bestre-
bungen zum Ausbau erneuerbarer Energi-
en. Nicht zuletzt spielt auch der Wettbe-
werb zwischen den USA und China um 
die technologische Vorherr-
schaft eine wichtige Rolle, da 
grüne Volkswirtschaften auch 
Ausdruck hohen Innovations-
potenzials im Bereich der 
Hochtechnologie sind. Ein 
geopolitisch motivierter Wett-
kampf um den Zugang zu 
CRM dürfte daher an Intensität gewinnen, 
wenn die Nachfrage das verfügbare Ange-
bot übersteigt und es zu einer Verknap-
pung der Angebotsmenge kommt. 

Es ist kein Zufall, dass staatlich unterstütz-
te Unternehmen aus China den Zugang zu 
Kobaltminen in der DR Kongo abzusi-
chern versuchen. Ganze 70 Prozent des 
globalen Kobaltabbaus findet in der DR 
Kongo statt und 40 Prozent der Kobaltre-
serven befinden sich auf kongolesischem 
Territorium. 2020 kontrollierte China di-
rekt und indirekt fünfzehn von neunzehn 
Minen in der DR Kongo. Es gilt allerdings 
zu beachten, dass kongolesische Justizbe-
hörden die Geschäftspraktiken chinesi-
scher Unternehmen verstärkt ins Visier 
nehmen.  Ein kongolesisches Gericht hat 

im Frühjahr 2022 die Kontrolle eines chi-
nesischen Unternehmens über die welt-
grössten Kobaltmine aufgehoben, da Ver-
tragsverstösse des Unternehmens vorlagen. 
Diese Entwicklung dürfte in Washington, 
aber auch in Brüssel, mit Interesse verfolgt 
werden. Zahlreiche westliche Regierungen 
befürchten, China könnte eine kritische 
Masse der Lieferkette für Lithium-Ionen-
Batterien kontrollieren und diese Mono-
polstellung politisch durch Preiserhöhun-
gen oder Exportrestriktionen ausnutzen. 

Diese Befürchtungen sind nicht ohne 
Grundlage. Nach einem Zwischenfall zwi-
schen China und Japan nahe der territorial 
umstrittenen Senkaku/Diaoyou-Inseln 
stellte China 2010 alle Exporte von REE 
nach Japan ein. Im selben Jahr verhängte 
China Exportrestriktionen auf REE, was 
den Preis um bis zu 700 Prozent ansteigen 
liess. Die EU, die USA und Japan klagten 
China bei der WTO an und bekamen 
Recht, sodass China diese Praxis 2015 auf-
geben musste. Eine Verknappung von REE 
und weiteren kritischen Rohstoffen könnte 
nicht nur aus geopolitischen Gründen er-
folgen, sondern auch aufgrund erhöhten 
chinesischen Eigenbedarfes für eine Trans-
formation hin zu einer grüneren Wirt-
schaft. 

Aus diesen Gründen ist das Thema bei der 
EU, aber auch in den USA, Japan oder 
Südkorea weit oben auf die Prioritätenliste 
geraten. Ein trilateraler Zusammenschluss 

zwischen Brüssel, Washington und Tokio 
hat zum Ziel, die strategische Zusammen-
arbeit bei Lieferketten in diesem Bereich 
zu intensivieren. Dieser Gruppe haben sich 
neu auch Australien und Kanada ange-
schlossen. Die USA und die EU haben 
Mitte Mai 2022 in Paris auf höchster Ebe-
ne ein zweites Treffen des neuen EU-US 
Trade and Technology Council (TTC) abge-
halten. Explizit benannt werden dabei die 
Zusammenarbeit bei der Reduktion von 
Abhängigkeiten bei strategisch wichtigen 
Ressourcen von unzuverlässigen Staaten 
sowie auch die Diversifizierung von Liefer-
ketten von seltenen Erden für Permanent-
magnete und mehr Transparenz und Di-
versifizierung der Lieferketten für 
Solarenergie. Hier akzentuiert sich, dass 
das Themenspektrum der Zusammenarbeit 

Eine Verknappung von kritischen 
Rohstoffen könnte auch aufgrund 
von erhöhtem Eigenbedarf in 
China erfolgen.

Der Handlungsdruck hin zu mehr 
erneuerbaren Energiequellen  
hat in der Schweiz zuletzt stark 
zugenommen.
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zwischen ähnlich gesinnten, westlichen 
Staaten neu auch geopolitische Aspekte 
der Telekommunikation, Mikrochips und 
strategischen Rohstoffen umfasst.

Die EU hat ihrerseits 2020 einen Aktions-
plan für CRM entworfen, der vier Ziele 
verfolgt: Etablierung resilienterer Liefer-
ketten; Reduzierung von Abhängigkeiten 
durch mehr Kreislaufnutzung; mehr Roh-
stoffförderung innerhalb der EU; Diversi-
fizierung von Beschaffungen aus Drittstaa-
ten. Eine breit aufgestellte Europäische 
Rohstoffallianz (European Raw Materials 
Alliance, ERMA) bestehend aus der Indus-
trie, EU-Mitgliedstaaten, Regionalvertre-
tungen, Gewerkschaften, Wissenschaft, 
Nichtregierungsorganisationen und Inves-
toren wurde zu diesem Zweck gegründet. 
Interessant könnte der Aktionsplan für eu-

ropäische Staaten sein, wo der Bergbau 
weiterhin stark vertreten ist und ein Trans-
formationsprozess  hin zum Abbau von Li-
thium, Grafit, Nickel oder Kobalt einset-
zen könnte. Vorkommen in Meeresböden 
dürften für europäische Anrainerstaaten 
ebenfalls interessant werden, wenn Roh-
stoffe in etablierten Abbauregionen knapp 
werden. Auch in Grönland, einem autono-
men Teil Dänemarks, werden wichtige 
Rohstoffe vermutet. Ähnliches gilt für die 
Arktis, die unter den daran angrenzenden 
Staaten an Interesse gewonnen hat (siehe 
dazu CSS Analyse Nr. 270). Für ein Gelin-
gen des Aktionsplans dürften nicht nur 
Umweltaspekte zentral sein, sondern auch 
die Bereitschaft, in bislang wenig rentable 
Geschäfte zu investieren. Das Recycling 
von CRM war in der Vergangenheit nicht 
lukrativ, könnte jedoch dank finanzieller 
Anreizsysteme und der Aussicht auf hohe 
Nachfrage infolge der angestrebten Ener-
giewende einen wichtigen Teil der Kreisl-
aufnutzung von CRM darstellen. 

Ausblick für die Schweiz 
Als rohstoffarmes, auf Importe angewiese-
nes europäisches Binnenland ist die 
Schweiz stark von externen Entwicklun-
gen abhängig. Für die Schweizer Industrie 
scheint das Thema der Versorgung mit 
CRM nicht weit oben auf der Prioritäten-
liste zu sein, da diese vor allem Halbfabri-
kate importiert. Letzteres trifft allerdings 
auch auf die in der EU angesiedelte Indus-
trie zu. Der Schweizer Bundesrat hat dies-
bezüglich darauf verwiesen, dass nur 
Pflichtlager zum Aufgabengebiet des 
Staats zählen und die Privatwirtschaft für 
die Versorgungssicherheit mit CRM selbst 
verantwortlich ist. 

Der Handlungsdruck hin zu mehr erneu-
erbaren Energiequellen hat in der Schweiz 
nicht zuletzt seit dem russischen Angriffs-
krieg in der Ukraine stark zugenommen. 
Folglich ist die auf das Reduzieren von po-
tenziellen Versorgungsengpässen und der 
Beseitigung von Abhängigkeiten von rus-
sischem Gas und Öl bedachte Politik der 
EU von grösster Bedeutung für die 
Schweiz.

Unklar ist, welche Auswirkungen eine stär-
kere Zusammenarbeit zwischen der EU 
und den USA im Rahmen des TTC auf die 
Schweiz haben dürfte. Ähnlich sieht es 
beim EU-Aktionsplan für kritische Roh-
stoffe aus. In der Tendenz differenziert die 
EU-Kommission immer stärker zwischen 
EU-Mitgliedstaaten, EWR-Staaten und 
Drittstaaten. Es könnte daher im Interesse 
der Schweiz sein, diese Entwicklungen gut 
zu verfolgen, allfällige Zugänge als Dritt-
staat früh zu prüfen und parallel dazu die 
Handelsbeziehungen zu rohstoffreichen 
Staaten auszubauen. Ein Vorteil der 
Schweiz als Mitglied der Europäischen 
Freihandelsassoziation (EFTA) ist eine 
unabhängige Handelspolitik, die unter 
Umständen schneller und flexibler sein 
kann als jene der EU.
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